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UNIVERSITÄT SALZBVRP 
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Stellungnahme der Geisteswissenschaftlichen Fakultät der Universität Salzburg 
zum Universtitäts-Studien-Gesetz (UniStG) 
BMWFK GZ. 68.242/145-I/B/5/95 vom 29. Juni 1995 

Das Dekanat der Geisteswissenschaftlichen Fakultät der Universität Salzburg übermittclt beiliegcnd die 

von den Instituten für Kultursoziologie, Publizistik, Romanistik eingelangten Stellungnahmen und von 

der Fakultät erarbeitete Stellungnahme zum Entvmrf eines Universitäts-Studien-Gesetzes in 25-facher 

Ausfertigung. 

Beilage"erw . • t,. 

O. Univ.-Prof. Dr. Leo Truchlar 
Dekan 
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UNIVERSITÄT 
SALZBURG 

Institut rur Kultursoziologie 

A-5020 Salzburg, Rudolfskai 42 
Telefon: 0662/8044/DW 4101 
Telefax: 0662/8044/413 

Stellungnahme zum UniSTG d�s Instituts für Kultursüziologie 

Bezüglich der allgemeinen Problematik des vorliegenden Gesetzesentwurfs verweisen wir auf 
die Stellungnahme der GW-Fakultät, bezüglich der Problematik des Faches Soziologie an 
österreichischen Universitäten auf die Stellungnahme der Österreichischen Gesellschaft rur 
Soziologie. 
Aus Sicht der in Salzhurg z. ·Zt. bestehenden Sudienrichtung Soziologie/gw. Stzw. ist 
folgendes anzumerken: 
Die Aufrechterhaltung eines kombinationspflichtigen Studienzweiges Soziologie ist im 
Hinblick auf dessen eigenständige Profilierung wünschenswert. Vor allem sind die Nachteile 
bei Wegfall der Kombinationspflicht wie der Verlust der Multidisziplinarität und die 
eingeschränkten Berufschancen der Absolventen zu bedenken. Die Forderung nach 
Beibehaltung der Kombinationspflicht ist untrennbar mit einer Studiendauer von acht 
Semestern und einem Stundenkontingent von 120 verbunden. 
Sollte sich der Gesetzgeber dennoch entschließen, auf dem generellen Wegfall der 
Kombinationspf1icht zu beharren, müßte sichergestellt sein, daß eine Umstellung zu einer 
"sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen" Soziologie mit kulturwissenschaflichem 
Schwerpunkt als Änderung des Studienplans und nicht als Neueinrichtung zu verstehen wäre 
und diese im Bereich der Geisteswissenschaftlichen Fakultät oder einer neuzugründenden 
Gesellschaftswissenschaftlichen Fakultät verbliebe. Dieser Hinweis ist insbesondere im 
Hinblick auf die unklaren Formulierungen der Übergangsbestimmungen in §82 vonnöten. 
Generell ist die Intention des neuen UniSTG, das Universitätsstudium zu deregulieren, jedoch 
zu begrüßen. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die zu erwartende stärkere Orientierung 
an den Wünschen und Bedürfnissen der Studierenden, die Rücknahme der F ormalisierung 
sowie die Möglichkeit seitens der Lehrenden, verstärkte Signale der spezifischen 
Eigenprofilierung (wie vermehrte Präsentation eigener Forschungsergebnisse in der Lehre) zu 
setzen. 

.--t 

\ r� �l 1</" �) ;\j\ , V 
. �  DL Manfred:Gabriel 

Vors. der STUKO 

1 ·�U- � 
J6hann Fröhlich 

Vors. der STRV-Soz. 
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Institut für 
Publizistik- und 
Kommunikations­
wissenschaft 

Rudolfskai 42 
A-5020 Salzburg 

Tel (0662) 8044-4150(51) 
fax (0662) 8044-4190 

Stellungnahme der Institutskonferenz des lnstituts fur Publizistik und 
Kommunikationswissenschaft zum Entwurf eines Bundesgesetzes über Stu 
Universitäten GZ 86.242/145-UB/5A195) vom 25. 10. 1995 

Die folgende Stellungnahme konzentriert sich auf einige, fur die Publizistik und 

Kommunikationswissenschaft wesentliche Punkte des vorliegenden Entwurfs 

I. Zuordnung zu den rechts-, sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Studien 

und nicht zu den kulturwissenschaftlichen Studien. 

2. Für die Beibehaltung der 8semestrigen Regelstudiendauer und gegen die im 

Entwurf vorgesehenen 6 Semester 

3. Für die Beibehaltung der Kombinationspflicht. 

4. Internationale Bedeutung. 

5. Zum Verwendungsprofil bzw Bedarfsnachweis. 

ad I) 

Universität 
Salzburg 

Die Publizistik und Kommunikationswissenschaft ist eindeutig ein sozialwissenschaftliches 

Fach und gehört deshalb zu den rechts-,. sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Studien. 

Dies ergibfsich sowohl aus der Entwicklung des Faches in den letzten Jahrzehnten in 

Österreich als auch international. Deutlich wird diese sozialwissenschaftliche Orientierung 

unter vielem anderen etwa an der Berufsfeldorientierung (Arbeitsplätze der Absolventen) und 

der Schwerpunktbildung, in Salzburg etwa den Studienschwerpunkten Journalistik, 

Öffentlichkeitsarbeit und audiovisuelle Kommunikation, die eindeutig im Bereich der sozialen 

und gesellschaftlichen Kommunikation liegen. Sozialwissenschaftliche Theorien und Methoden 

bilden die Basis des Studiums. Schon aus den Fächern Kommunikationsrecht, 

Kommunikationssoziologie und Kommunikationsökonomie ergibt sich eindeutig der Bezug zu 

den rechts-, so�al- und wirtschaftswissenschaftlichen Studien. In diesem Zusammenhang ist 

auch auf das Projekt einer gesellschaftswissenschaftlichen Fakultät in Salzburg? zusammen mit 

Politikwissenschaft, Soziologie, Wirtschafts�ssenschaft und Erziehungswissenschaft zu 

verweIsen. 

- - . -- ------
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ad 2), 3) 

Mit der Zuordnung zu den rechts-, sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Studien würden 

sowohl die Kombinationspflicht als auch die 8 Semester Regelstudiendauer verbunden sein. 

Dies erscheint uns besonders wichtig. Eine Verkürzung der Regelstudiendauer würde die 

internationale Anerkennung des Studiums ernsthaft in Frage stellen Ohne personelle u.ä. 

Verbesserungen ist zudem nicht zu erwarten, daß sich etwas an der derzeitigen faktischen 

Studiendauer (ca. 13 Semester) ändert. 

Die Kombinationspflicht ist fur uns schon deshalb wichtig, weil neben der 

kommunikationswissenschaftlichen Fachkompetenz der Erwerb von Sachkompetenz aus 

anderen Bereichen nicht zuletzt in Hinblick auf die Arbeitsmark.1:chancen der Absolventen 

unverzichtbar erscheint. 

ad 4) 

Mit zunehmender Internationalisierung des Studiums sowie der Arbeitsmärkte gewinnt ein 

Auslandsaufenthalt erheblich an Bedeutung . Dafur ist gerade das dritte Studienjahr am 

geeignetsten . 
Statt einer Abwertung wäre eine AufWertung des Studiums, speziell in Hinblick auf eine 

Verbesserung der Berufsaussichten der Absolventen auf dem österreichischen wie dem 

internationalen Arbeitsmarkt dringend zu wünschen. 

ad 5) 

Ein "Bedarfsnachweis" durch die Berufspraxis, insbesondere auch durch die Absolventen, wird 

von uns prinzipiell begrüßt. Dies wird am Institut seit längerem auch vielfach praktiziert. 

Problematisch erscheint jedoch der unklare Stellenwert solcher Gutachten bzw. Empfehlungen 

im vorliegenden Entwurf; dies müßte auf jeden Fall so geklärt werden, daß die 

wissenschaftliche Autonomie der Universitäten erhalten bleibt. 

Für die Institutskonferenz 

!,\C� i_� 0 \ 
�- -

. O.U�. ns el &i .. � 
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Universität Salzburg 

UNIVERSIT Ä T SALZBURG 

GEISTESWISSENSCHAFTLICHE FAKULTÄT 

Stellungnahme 
zum 

GEWI-Fakultät 

Salzburg, 14.11.1995 

Mühlbacherhofweg 6 

Tel: (0662) 8044-4004 

ENTWURF eines Bundesgesetzes über Studien an Universitäten (UniStG) 

Die Geisteswissenschaftliche Fakultät der Universität Salzburg (Professoren, Mittelbau, 
Studierende) hat im Sinne der Universitäts-Autonomie und in Wahrnehmung ihrer sozialen 
Verantwortung nach gründlicher Befassung mit dem vorliegenden ENTIVURF beschlossen, 
diesen auf das entschiedenste zurückzuweisen_ Die Zurückweisung wird wie folgt begründet: 

I PRÄAMBEL 

Ganz abgesehen von der inhaltlichen Grundtendenz halten wir die Vorgangsweise des 
Ministeriums bei der Ausarbeitung des ENTIVURFS für schlichtweg inakzeptabel: 

* Die Fachleute aus dem Bereich der Geisteswissenschaften wurden zu den entschei­
denden Punkten des ENTWURFS nicht mehr zu Rate gezogen. 

* Alle eingehenden Stellungnahmen müssen bei der Neubearbeitung des ENTIVURFS 
berücksichtigt werden. 

I HAUPTKRITIKPUNKTE 

1. Auf sechs Semester reduzierte. Studiendauer bei den Diplomstudien der geisteswissen­
schaftlichen Fächer: 

1.1. Eine solide akademische Ausbildung kann in dieser Zeitspanne nur zum 
Baccalaureat, aber nicht bis zum Magisterium führen. 

1.2. Die beruflichen Chancen der Absolventen wären besorgniserregend schlecht. Die 
vom ENTIVURF intendierte berufsgerechte Ausbildung kann in diesem Zeitraum auf 
keinen Fall erreicht werden; eine kostenintensive außeruniversitäre Nachschulung 
der Absolventen vor bzw. bei Berufsantritt wäre die unausweichliche Konsequenz. 

1.3. Weltweit beträgt die Norm für ein Magisterstudium mindestens acht Semester! Die 
durch den ENTIVURF entstehende Sonderstellung Österreichs würde das inter­

nationale Prestige unserer Universitäten irreparabel beeinträchtigen und sowohl die 
Anerkennung österreichischer akademischer Grade im Ausland als auch die 
Mobilität unserer Absolventen nachhaltig einschränken. 

2. Verzicht auf die Kombinationspflicht bei den Diplomstudien: 

2.1. Die Kombinationspflicht hat sich durch lange Zeit und in vielen Ländern nachweis­
lich sehr gut bewährt. 

PROTEST.DOC - 1- 14.11.95 
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Universität Sa\zburg GEWI-Fakultät 

2.2. Die heute häufig kritisierte Einseitigkeit der Ausbildung würde dadurch nur noch 
weiter verstärkt. Interdisziplinarität, Mehrfachkompetenz und Kritikfähigkeit 
m üssen im ENTWURF als Ausbildungsimperative berücksichtigt werden. 

2.3. 'Die Kombinationspflicht kann durch die Möglichkeit "individueller Studien" nicht 
ersetzt werden. Ihr Fehlen würde auch bei diesen eine deutliche Vereinseitigung 
und Verarmung der Ausbildung darstellen. 

2.4. Damit reduzieren sich erneut die Berufschancen der Studierenden, die förmlich aus 
den Geisteswissenschaften hinausgetrieben würden. (Ist das die Absicht der 
ENnVURF-Entwerfer?) 

3. Einführung eines Verwendungsprojils, recte "Verwertungs"-profils: 

3.1. Die Erstellung eines Verwendungsprofils - wie im ENTWURF vorgesehen - läßt sich 
in den m eisten Fällen gar nicht realisieren. Im übrigen wäre zu prüfen, ob dies mit 
dem in der österreichischen Verfassung verankerten Grundsatz der prinzipiellen 
Freiheit von Forschung ·und Lehre vereinbar ist. Die im AHStG § 1 
festgeschriebenen Grundsätze für die Gestaltung der Studien, insbesondere bezüg­
lich der Freiheit der Wissenschaft und Lehre/m üssen auch im neuen Studiengesetz 
aufscheinen. 

3.2. Es ist ferner nicht klar, auf Grund welcher Kompetenzen Interessensvertreter aus 
Technik und Wirtschaft sowie die Sozialpartner bei der Erstellung der Studienpläne 
(z. B. für Kunstgeschichte, Philosophie, Soziologie oder Klassische Philologie) 
gestaltend einzugreifen imstande wären. Jede Einflußnahme der genannten 
Gruppierungen auf die Gestaltung der Studienpläne ist abzulehnen. 

3.3. Offenbar sollen nach diesen Richtlinien die Studierenden an der Universität nicht 
mehr gebildet, sondern ver-"wertet" werden. Es handelt sich hier um einen Zug von 
absolutistischer Wirklichkeitsjremdheit, der inhuman ist. 

4. Besondere Härten für Studierende: 

4.1. Durch die Erschwerung der nationalen und internationalen Mobilität sowie der 
Mobilität zwischen den Studienrichtungen ("Um steigen") werden schon bestehende 
Ansätze zu einem verdeckten Numerus clausus noch weiter verstärkt. 

4.2. Die Einschränkung der freien Prüferwahl gefährdet die Lernfreiheit. 

4.3. Unakzeptable Minderung der Berufschancen 

4.4. Die Frage der Erstellung eines "Verwendungsprofils" für die "individuellen 
Studien" bleibt ungeklärt. 

4.5. Wozu sollen konkurrenzunjähige Halbakademiker hervorgebracht werden? 

4.6. Der unspezifizierte Magistergrad bei "individuellen Studien" ist national und inter­
national unbrauchbar. 

5. Die Kostenberechnung darf nicht der bestimm ende Faktor einer Studienreform sein: 

5.1. Durch die Verschlechterung der Ausbildungsqualität werden de facto hohe 
Folgekosten verursacht (z. B. durch Zusatzausbildungen am Arbeitsplatz, Arbeits-

PROTEST.DOC - 2- \4.\1.95 
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Universität Salzburg GEWI-Fakultät 

losenunterstützung für Absolventen etc.) . Im Verhältnis dazu erscheint die im 
ENTWURF angeführte Kostenersparnis geradezu lächerlich gering. 

5.2. Die vorgelegte Kostenberechnung ist in mehreren Punkten fragwürdig. Es geht zum 
Beispiel nicht an, <;iie durch zwei verschiedene Gesetze (UOG 93 und UniStG) 
bewirkten Ausgaben gegeneinander aufzurechnen. 

5.3. Durch die drohende Schwächung der Geisteswissenschaften an den Universitäten 
mit derzeit noch gar nicht abzuschätzenden Folgen für viele Lebensbereiche ist die 
Abwanderung von Studierwilligen aus Österreich zu befürchten. 

I WEITERE PROBLEME 
Wegfall von Latein als Studienerfordernis 

* restriktive Zulassungsbestimmungen 

* Begutachtung von Diplomarbeiten und Dissertationen durch Nichthabilitierte 

* willkürliche Festlegung uniformer Stundenzahlen bei den geisteswissenschaftlichen 
Studienrichtungen ohne Rücksichtnahme auf fachliche Einzelerfordernisse 

* nur drei stufiges Notensystem (läuft europäischer Entwicklung zuwider) 

* absolute (statt relative) Festsetzung des Ausmaßes bzw. Anteils der Wahlfächer 

* zur Ersetzung von "Geisteswissenschaften" durch "Kulturwissenschaften": Gefahr 
der Deutschtümelei, da im Ausland historische Vorbehalte gegenüber einem ideo­
logisierten deutschen "Kultur"-begriff bestehen. 

V gl. hierzu auch die Stellungnahmen der einzelnen Institute unserer Fakultät sowie im 
besonderen jene von Frau Ass. Prof. UDoz. Dr. Dorothea Steiner und Herrn Univ.-Prof. Dr. 
Hans Goebl. 

I ZUSAMMENFASSEND 
* Die einseitige Ausrichtung auf technisch-wirtschaftliche Interessen ist wissenschafts­

und ausbildungsfremd. 

* Die Anerkennung der österreichischen akademischen Grade im Ausland und die inter­
nationale Konkurrenzfähigkeit der Studierenden (z. B. bei ERASMUS und SOKRATES) 
wären nicht mehr gegeben. 

* Wissenschaftlicher Nachwuchs: bei dieser Ausbildung chancenlos! 

* Sollte dieser EN1WURF tatsächlich als Studiengesetz in Kraft treten, dann wird den 
Geisteswissenschaften an den österreichischen Universitäten so wie allen mit ihnen 
Befaßten schwerer Schaden zugefügt. 

Denn eines ist klar: Nicht Reform, sondern Destruktion findet hier statt! 

PROTEST.DOC - 3 - 14.11.95 
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Universität Salzburg 

Institut für Romanistik 

Stellungnahme 

der 

Salzburg, den 7 11 1995 
Akademiestraße 24 

Studienkommission für die Studienrichtung Romanistik 
zum 

Entwurf eines Bundesgesetzes über Studien an Ul1Iversltäten (UmS tG) 

O. Präambel 

Die Studienkommission für die Studiennchtung Romanistik stellt 'einstimmig fest, daß der 
Entwurf fur ein Bundesgesetz über Studien an Universitäten In der vorgelegten

, 
Form 

unannehmbar ist Die Fülle von falschen Behauptungen, unsinnigen Vorschlägen und 

fehlerhaften Berechnungen, von denen der Entwurf nur so strotzt, legen den Verdacht nahe. 

daß in der Vorbereitungsphase entweder keine GeisteswissenschaftIer, geschweige denn 
Romanisten, beteiligt waren oder aber deren Einwände nicht berucksichtigt wurden 

Die Studienkommiss I on stellt weiter einstimm ig fest, daß der vorliegende Entwurf mcht 
verbesserungsfahig ist und daher zuruckgezogen werden muß Sie erklärt ihre Bereitschaft, an 

der Ausarbeitung eines neuen Entwurfes, unter Berucksichtigung notwendiger Reformen, nicht 
aber unter dem Diktat des Rotstiftes, mitzuwirken 

1. Stellungnahme 

Der Protest der Studienkommission fur die Studienrichtung Romanistik richtet sich 

im allgemeinen gegen die Entwertung der geisteswissenschaftlichen Fächer, wie sie in der 

Verkürzung der Studiendauer auf sechs Semester und in der Abschaffung der 
Kombinationspflicht zum Ausdruck kommt 
(siehe 21.) 

und 

im besonderen gegen die institutionelle Zerschlagung des Faches Romanistik, die 
Entwertung der romanistischen Einzelstudiengänge (Französisch, Italienisch, Spanisch, 
Portugiesisch, Rumanisch) und die Liquidierung der romanischen Kleillsprachen 
(Katalanisch, Rätoromanisch , Okzitanisch, Sardisch usw.) 
(siehe 22.) 

Die Studienkommission ist nach eingehender Diskussion einst immig zu der Überzeugung 

gekommen, daß die vorgeschlagenen Änderungen 

weder europakonfo-rm, noch arbeitsmarkttauglich, noch wirtschaftlich sind 
(siehe 3 ) .  

Die Studienkommission für die Studienrichtung Romanistik erklärt ausdrücklich, daß 
sich alle Mitarbeiter, im Bewußtsein der Verantwortung Hir ihre Fächer und für ihre 
Studierenden, außerstande sehen würden, an der Exekution eines Gesetzes mitzuwirken, 
das die hier inkriminierten Bestimmungen in dieser oder ähnlicher Form vorschreibt. 
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2. Argu mentat ion 

2 

Die Argumente, welche dIe StudienkommIssion für dIe StudIenrichtung Romanistik gegen den 
Entwurf des UniStG in Feld fuhrt, sind allgemeiner und fachspezifischer Natur. Die 
allgemeinen Argumente, die insbesondere den Status der geisteswissenschaftlichen Fächer 
betreffen, werden im folgenden, unter Verweis auf die ausführlicheren Stellungnahmen der 
Geisteswissenschaftlichen Fakultät der Universität Salzburg sowie der Studienkommission fur 
die Studienrichtung Anglistik und Amerikanistik der Universitat Wien, denen sich die 
Studienkommission einstimmig und vollinhaltlich anschließt, knapp aufgefuhrt (siehe 2 1 ) Die 
fachspezifischen Argumente gegen die Zerschlagung des Faches Romanistik werden, wie es 
der AufgabensteIlung der Studienkommission entspricht, im folgenden ausführlicher dargestellt 
werden (siehe 2 2 ) 

2.1. Wider die Entwertung der Geisteswissenschaftlichen Fächer 
2.1.1. Verkürzung du Studiendauer auf 6 Semester 

Der Entwurf des UniStG nimmt die in 'kulturwissenschaftliche' Heherl umbenannten 
geisteswissenschaftlichen, nämlich philologischen, historisch-kulturkundlichen und 
philosophisch-humanistischen Hcher aus dem Verbund aller ubrigen universitären Fächer 
heraus. Als einzige unter sieben erfaßten Gruppen von Studien (UniStG Teil B, 2) w ird ihnen 
zugemutet, Studierende in einer Studiendauer von nur sechs Semestern zum akademischen 
Grad eines Magisters fuhren zu können. Damit werden sie im nationalen Rahmen unter das 
Niveau von Fachhochschulstudien, im internationalen Rahmen auf das Niveau von 
Baccalaureatsstudien abgesenkt. 

In keinem anderen europäischen Land ist ein Magisterium mit einem kürzeren als einem 
vierjährigen Studium zu erwerben; dreijährige Studien werden international mit dem 
niedrigeren Grad des Baccalaureats oder Lizenziats bewertet2 Ein Magisterium nach nur 
dreijähriger Ausbildung wäre im internationalen Vergleich ein Etikettenschwindel und würde 
unweigerlich zu einer massiven Benachteiligung der österreichischen Studierenden im Rahmen 
der europäischen Mobilitätsprogramme (ERASMUS, jetzt SOCRA TES u ä) sowie der 
österreichischen Absolventen bei späteren Bewerbungen im 1n- und Ausland fuhren3 

2.1.2. Abschaffung der Kombinationspflicht 

Im Bereich der geisteswissenschaftlichen Fächer, die traditionell nicht fur bestimmte Berufe 
ausbilden (und dies eingedenk der Vielfalt der bestehenden und sich ständig ändernden 
Berufsmöglichkeiten auch in Zukunft nicht können werden), bot die bestehende 
Kombinationspflicht den Studierenden die Möglichkeit, mit einer auf ihre Begabungen und 
Interessen individuell abgestimmten (und dennoch in sorgfältig organisierte Studienpläne 
eingebundenen, mit einem anerkannten Abschluß versehenen) Fächerwahl den Chancen lind 
Risiken eines diversifizierten Arbeitsmarktes zu begegnen 

Während in den übrigen europäischen Ländern, wie Frankreich, den Niederlanden oder 
Deutschland, seit mehreren Jahren neue Studiengange eingerichtet werden, die, im Interesse 
der Arbeitsmarkttauglichkeit der Absolventen, zusätzliche Kombinationsmöglichkeiten schaffen 
(z.B wirtschaftswissenschaftliche oder juristische und neuphilologisch-kulturkundliche 

I Zur Problematik des 'deutschtümelnden' Kuhurbegriffs, siehe Stellungnahme der Geisteswissenschaftlichen 

Fakultät der Universität Salzburg, S. 3. 
2 Siehe hierzu die Stellungnahme von Prof Oe Holger M. Klein (Salzburg), S 4 
3 Siehe hierzu die Stellungnahme der Studienko!fimi�ion Anglistik und Amenkanistik der U niversiläl-Wien,-
S.2 ... 3. . :�=--=-==----- . - - - -----�_ . .  
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3 

Studien, rnedienwlsscnschaftllche und phdologlsch-tllStorisch-kulturkundllche Studien), sollen 
die österreichischen Studierenden Ihr StudlllTll auf ellle Begabung und auC ein mögl'iches 
Berufsfeld verengen DIC 1I11 Ent wu rf des UIlIStG (§ 32) vorge sehen e  Mögllchkclt VOn 

D Iplomstudien als "Individuellen Studien" muß als zyn ische Abwälzung der Ver antwortung rur 
die Studienorganisation auf die Studierenden geweItet werden Während den UniverslUlten 
weitere Fesseln bel der Gestaltung der Studienplane angelegt werden (durch die Pflicht zur 
Arbeitsmarktanalyse und der Abstlmmung mit der Wirtschaft sowie Berufs- und 
Interessenverbänden), wird dem auf sich allein gestellten Studenten zugetraut, ganz individuell 
einen sinnvollen Studienplan LU o rganisieren 

Die Abschaffung der Kombinationspflicht fuhrt im Ergebnis (ebenso wie die 
Verkürzung der Studiendauer ) zu emer Diskriminierung der osterreichischen Absolventen, 
denn es liegt auf der Hand, daß, um ein Beispiel zu geben, elll österreichischer Absolvent mit 
elfler dreijährigen Baccalaureatsausbildung IIn Fach Französisch einem deutschen Magister mit 

Abschluß in Französ isch , Italiel1lsch und einem verkürzten wlrtschaftswissenschanllchen 
Studium bel nahezu allen denkbaren Bewerbungskonstellationen hoffnungslos 11ll1erlegen Ist ' 

Im übngen Widerspricht die Abschaffung der Kombll1atlOnspfllcht der wiederholten 

Forderung des Ent\\'Llrfs zum UniStG nach der Schaffung von "Verwendungsprofden 
Mögliche ' Verwendungsprofi le ' lr1 den geisteswissenschaftlichen Fachern lassen sich, wie 
internationale Erfahrungen zeigen, gerade nicht fachspezifisch, sondern allem durch 
Fächerkombination erstellen 

2.1.3. Trennurig von Diplom- und .Lehramtsstudien 

Die bisher bestehende Parallelislerung von Diplom- und Lehramtsstudien In Fächern, die beide 
Abschlußmöglichkeiten zulassen, hat zwei unschätzbare Vorteile Zum einen können die 
Studierenden in jeder Studienphase von den Diplom- auf die Lehramtsstudien (und umgekehrt) 
umsteigen und somit flexibel auf Studienanforderungen und Arbeitsmarktanalysen reagieren, 
zum anderen können Diplom- und Lehramtsstudenten im allgemeinen ein und dieselben 
Lehrveranstaltungen besuchen 

Die 'de facto' vorgezeichnete Trennung von sechssemestngen Ein-Fach-Studien und 

f aGht.semestrigen (kombinationspflichtigen) Lehramtsstudien bedeutet nicht nur eine erhebliche 
Einschränkung studentischer Wahlmöglichkeiten, sondern vor allem eine erhebliche finanzielle 
Zusatzbelastung Es ist schlechterdings nicht vorstellbar, daß, wieder um ein Beispiel zu geben, 

� ein Student, der in einem aefitsemestrigen Lehramtsstudium Französisch und Englisch studIert, 
die wesentlich mtensiveren Sprachkurse erfolgreich besuchen kann, die einem Studenten 
angeboten werden müssen, der in einem sechssemestrigen Diplomstudium ausschließlich 
Französisch studiert Es müßten also, ganz gegen die Intention des Gesetzesentwurfs, 
zusätzliche Lehrstunden angeboten werden, was je nach Studienfach zu einer erheblichen 
finanziellen Mehrbelastung fuhren würde 

Im übrigen muß auch in diesem Punkt darauf hingewiesen werden, daß eine Trennung 
in der Organisation zwischen Lehramts- und Diplomstudien in Fachern, die beide 
Möglichkeiten zulassen, im internationalen Vergleich, vor allem aber im Vergleich mit dem 
dem österreichischen am engsten verwandten deutschen Universitätssystem völlig isoliert 

dasteht und ohne Not mit einer bewahrten PraxIs bricht 

2.1.4. Weitere Einwände 

Die Tatsache, daß die Studienkommission fur die Studienrichtung Romanistik auf weitere 
allgemeine, d h. nicht fachspezifische Paragraphen des Entwurfs nicht eigens eingeht 
(Stichworte § 4 Verwendungsprofil, § 14 Sprachkenntnisse, § 16 Besondere Universitätsreife 
[Lateini], § 43 Besondere Voraussetzungen [Berechtigung zum Besuch aller übrigen 

_ :==-_=-=-Leluver-all&taltungen aller Fächer], § 45 Notensl<.ala;-§ :ö2---Rechtsschutz [Tonträger], § 63 
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D i plomarbe l I en lZulassung von Illcht-habdltJeften Unlversltats!ehrernJ u arn), bedeutet nicht 
daß sie sie fur unbedenk l i ch h(jlt oder Ihnen zustimmt Vielmehr schließt sich die 
StudienkommissIon In all die sen Punkten einstimmig den ausfuhrlichen Stellungnahmen der 
Geisteswissenschaftlichen Fakultät der U Tl i Versl t at Salzburg und der StudienkommissIon Illr 
Anglistik und Amenkanistlk der UntVCI sltcit Wien an 

2.2. Wider die institutionelle Zerschlagung des Faches Romanistik, die Entwertung 
der romanistischen Einzelstudiengänge und die Liquidierung der romanischen 
Kieinsprachen 

2.2.1 Abschaffung der Kombinatiollspflicht 

Die Abschaffung der Kombinationspflicht wurde den Tod der nunmehr ru nd 150 Jahre alten 
Disz iplin 'Romanistik' bedeuten, die eine rm Ausland vielfach bewunderte Tradition der 
deutschsprach igen Hochschullandsch(jft dar stellt Der Vorteil dieses organisatonsch und 
studienpadagogisch bewahrten VerbundstudiLJllls liegt iTI der Inha lt l i ch en VernetLung 
verwandter Sprach-, Llleratur- und Kulturbereiche, die den Studierenden eine mehrglelslge, 
diversifizier1e Ausbildung (und darm! entsprechend bessere Berufschancen) ermoglicht In oem 
Maße, 111 dem der europalsche Emigungsprozeß voranschreitet, Wird diese 
Mehrfachkompetenz, die im Fach' Romal11stlk' von vornherein angelegt ist und I11cht erst, wie 
in anderen Studiengängen, durch Kombillationen geschaffen werden muß, mit Sicherheit weiter. 
an Bedeutung gewinnen Die Vorste llung, daß ein osterreichischer Französisch-Baccalaureat 
(oder Sechs-Semester-'Magister') gegenüber den Mehrfachkompetenzen hollandischer, 
dänischer oder deutscher Bewerber konkurrenzfähig sein könnte, ist illusionär 

Die geplante Aufteilung der Romanistik in autonome Studienrichtungen übersieht, daß 
die bisherige Vereinigung von Lehre und Forschung mehrerer romanischer Sprachen, 
Literaturen und Kulturen in einem Kopf ein überaus rationelles und kostengünstiges Verfahren 
ist. Die Lehrenden im Bereich der Romanistik sind aufgrund ihrer Ausbildung traditionell in 
mindestens zwei Kulturbereichen einsetzbaf Würde diese Tradition mutwillig zerstört werden, 
so müßten in Zukunft fur jede einzelne romamsche Sprache mindestens je zwei Ordinariate (für 
Literaturwissenschaft und fUr Linguistik) mit den dazugehörigen, entsprechend spezialisierten 
AssistentensteIJen eingerichtet werden Sollte dies an den erwartbaren hohen Kosten scheitern, 
könnten weniger häufig gewählte romanische Sprachen und Kulturen (Rumanisch , 
Portugiesisch) nicht mehr unterrichtet werden, was nicht nur bedauerlich, sondern im Hinblick 
auf die Öffnung nach Osten (Rumanien) oder die Markte in Lateinamerika (Brasil ien) höchst 
kurzsichtig wäre 

Die institutionelle Zersch lagung der Romamstik wird weiter die Liquidierung der 
romanischen Kleinsprachen (Katalanisch, Rätoromanisch, Okzitanisch, Sardisch usw) zur 
Folge haben, da sie in Hinkunft weder personell noch inhaltlich, weder in Forschung noch in 
Lehre an bestehende Stukturen institutionell angebunden werden können Die Abschaffung 
kultureller Vielfalt scheint freilich durchaus in der Logik eines Gesetzesentwurfs zu liegen, der 
den langfristigen Effekt einer starkeren Vernetzung Osterreichs mit den romanischen Kulturen 
kurzfristigen Spareffekten opfert 4 

2.2.2. Ein-Fach-Studtum, Höchstslundenzahlen und Ergänzungsprüfung Latein 

Die Einfuhrung eines sechssemestngen Em-Fach-Studiums geht völlig an den realen 
Bedingungen vorbei, unter denen Sich der Erwerb einer modernen Fremdsprache in 
Verbindung mit einem wissenschaftlichen Studium der entsprechenden Kultur, Literatur und 
Sprache vollzieht Die Mehrzahl der universitar gepflegten romanischen Sprachen werden an 

4 Zur 'Milchmadchenrechnung' des UnlStG (Erlauterungen), siehe di� �g:lJungrtabm�deLS_ludienkommisSlOn 
-Ari�lisliK�ürid Amerikanistik der Universität Wien, S 2. 
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den Gymnasien nlclll oder kaum unterrichtet, so daß· an dell l)nlvcrsltaten 7.unaChSl die 
Sprachkornpetenz verrnlttelt werden muß, die Voraussetzung Ilil den r::lIltntt In das 
wissenschaft liche Studium der entsprechenden Kultur, - Sprache und I�ileratur Ist, der 
sprachpraktische Kenntnisstand mUr) bis zur Abschlu ßprufung parallel lur wissenschaftlichen 

Ausbildung stetig ausgebaut und durch einen wen igstens einsemestflgcn Auslandsaufenthalt 
gefestlgt wer den Die Zeitablaufe, die dem wissenschaftlichen Stu dium einer romallischen 
Sprache derzeit in Osterreich und im europaischen Ausland zugrundcllegen, lassen sich aus 
studienpadagoglschen und Inhaltlichen Grunden auch durch IntensivielLlng (EIf1-Fach-Studium) 

nicht auf emen Stand verkurzen, der den internationalen Erfahrungswert von acht Semestern 
unterschreitet Es sei denn, der Gesetzesentwurf wolle den bewahrten Nexus von 
wissenschaftlichem Studium und hochwertiger Sprachausbildung opfern 

Im Bereich des Lehramtsstudiums erscheinen die "abschließend festgelegten " 
Höchststundenzahlen fur d ie Studienrichtungen des Faches Romanistik unverständlich, wenn 
man sie zu den Hochstzahlen anderer Fächer in Relation setzt So Sind die franzÖSische und elle 
Itailemsche Sprache, Literatur und Kultur mit nur 48 Stunden offenbar .leichter als die 
span i sche mit S6 Stunden , ganz zu schweigen vom Serbokroatlschen Illit 6S Stunden LInd vom 
Lateinischen, das mit 86 Stunden noch schwier iger scheint dis ddS Altgflechlsche mit 78 
Stunden, obwohl es doch im U nterschied zum Französischen, Italienischen, Spanischen Us\v an 

den österreIchischen Gymnasien wesentlich hau figer und IntenSiver gelehn \vlrd I)le 
Absurditat dieser IT1haltllch durch nichts gerechtfertigten Diskrepanzen l iegt auf der Hand Fur 

die Studienrichtungen Französisch, Italienisch und Spanisch ist ferner darauf hinzuweisen, daß 

der Entwurf nicht einmal den status quo berücksichtigt , der fur das Erst fach in Salzburg derzeit 
54 Stunden betragt (Erst- und Zweitfach' 106 Stunden) 

Die Studienkommission fur die Studienrichtung Romanistik hält es demgegenüber fur 
notwendig, daß bei der Berechnung der Höchststundenzahlen auf die Tatsache Rücksicht 
genommen Wird, daß die Studierenden der romanistischen Facher, anders als Studierende der 
Germanistik oder der AnglJstik, zum überwiegenden Teil die Sprachkenntnisse, die sIe zum 
wissenschaftlichen Studium befahigen, erst an der Universität erwerben Für den grundle­
genden Spracherwerb und den zu einem spateren Zeitpunkt notwend igen , mindestens ein­
semestrigen Auslandsaufenthalt sind zusätzliche Stundenrahmen anzusetzen, die entsprechend 
höher liegen müssen als in Fachern, die von anderen Vor-aussetzungen ausgehen können 

Im übrigen ist gegen den Wegfall der Ergänzungsprufung Latein scharfstens zu 
protestieren Aus der Sicht der Romanistik als der Wissenschaft von den neu-lateinischen 
Sprachen, Literaturen und Kulturen, sind Latein-Kenntnisse - und sei es nur In der 

rudimentaren Form des Kleinen Latinums - absolut unverzichtbar Dies umso mehr, als die 
romanistischen Emzeldisziplinen nach dem Entwurf des Ministeriums in Zukunft vertiefter als 
bisher studiert werden sollen 

In Zusammenfassung der fachspezifischen Argumente protestiert die Studienkommission fur 
die Studienrichtung Romanistik entschieden dagegen, daß durch die Abschaffung der 
Kombinationspflicht, die Einfuhrung des Ein-Fach-Studiums, die vorgesehenen 
Höchstundenzahlen, die Abschaffung der Ergänzungsprüfung Latein 
- zum einen das traditionsreiche (und im Sinne einer gu�_en Tradition bewährte, namlich 
emzü�nte) Fach Romanistik zerschlagen wird und die romanischen Kleinsprachen, die 
bisher unter dem Dach einer Verbunddisziplin in Forschung und Lehre ihren angemessenen 

Platz fanden, in Hinkunft aus der österreichischen Hochschullandschaft verschwinden 

werden, 

- zum anderen die romanistischen Einzelstudiengänge (italienisch , Französisch, Spanisch, 
Portugiesisch, Rurnanisch) in inhaltlicher Hinsicht und im H inblick auf den Arbeitsmarkt 
entwertet werden 
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3. Zusammenfassung 

6 

Die Studlcnkomrnlsslon rur die Studlcnnchtung ROrnatllStlk stellt !"est, d,l!) ehe Irn UnlStCi 

vorgeschlagenen Maßnahmen und Änderungen wcdcr curopakonfonn, noch 
arbcitsmarkttauglich, noch wirts chaftlich sind Im Gegented Die zur UntCl stützung des 
Studiendekans zu schaffenden Stellen Im Bereich der Administ ra t i on werden ITlit einer Senkung 

des Standards im Bereich der Lehre (im wörtlichen Sinne) 'be-zahlt, die Trennung der 
Lehrarnts- von den DIplomstudien wird die Einrichtung von zusätzlichen Lehlveranstaltungen 
(und damit hohe Kosten) erforderlich machen; ' die unterqualrflZlerten Absolventen 
österreichlscher Diplomstudien werden im nationalen und europ,tlSchen Maßstab gegenüber 
besser qualifizieI1en Bewerbern aus anderen Ländern benachteiligt seIn und als Arbcltslose die 
Staatskasse belasten 

Die genannten Einwande gegen die Entwertung der gelsteswlssenschaf1llchen Facher IIll 
allgemeinen und gegen die Zerschlagung der Romanist ik im besonderen Irtssen Sich unter den 
SchlagwoI1en 

Isolierung dler österreichischen Univcrsitätcn im intern a t i onalen Maßstab, 
Verlust dcr internationalen Wettbewerbsrahigkeit der östrrrrichischen Absolventen und, 
als Folge, Anstieg der Arbeitslosenzahlen, 
Kostcncxplosion dur·ch unberücksichtigte Fo lgen des Gcsetzen t wur·fs 

zusammenfassen 

Die Studienkommission für dic Studienrichtung Romanistik kündigt ihr·cn 
entschiedenen Widerstand für das Fall an, daß der Entwurf für das Bundesgesetz übcr 

Studien an Universitätcn (UniStG) nicht unverzüglich zurückgezogcn wird. 
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